
führen zu müssen, daß er „auch beim Publikum über 
die Ansichten des fortschrittlichen Anwalts keinen 
Zweifel aufkommen lassen“ wolle.

Nicht nur vor dem Obersten Gericht sind schul­
mäßige abstrakte Vorlesungen, z. B. über die verschie­
denen Schuldformen, von der leichten Fahrlässigkeit 
bis zur Absicht, überflüssig. Es sollten auch keine 
völlig abwegigen rechtlichen Ansichten vertreten wer­
den, wie z. B die Ansicht von der Möglichkeit fahr­
lässigen Handelns bei Verstößen gegen den Befehl 
Nr. 160. Einige Verteidiger haben das bereits sehr 
richtig erkannt und ausgesprochen.

Der Verteidiger muß im Plädoyer den Prozeßstoff 
beherrschen. Er darf weder Ausführungen machen, 
die zeigen, daß er die ganze Grundlage des Verfahrens, 
z. B. das Wesen der Sequestrierung, nicht verstanden 
hat, noch das Ergebnis der Verhandlung sachlich falsch 
wiedergeben.

Der Verteidiger darf auch nicht bagatellisieren, wie 
es teilweise bei sehr schwerwiegenden Anklagen ge­
schehen ist. Mit Recht wies einer der Verteidiger, der 
wohl einer unserer besten und vorbildlichsten An­
wälte ist, solche Methode mit den Worten von sich: 
„Ich möchte nicht bagatellisieren“, und fand dann 
Wege und Worte, um trotzdem — oder gerade deshalb
— das Gericht an das Verständnis für das Verhalten 
seines Klienten heranzuführen. Das Danebengreifen 
gerade in der Bewertung des Verhaltens eines An­
geklagten beruht oft darauf, daß die Bedeutung der 
Strafanträge des Generalstaatsanwalts nicht erkannt 
wird. Wenn ein Verteidiger schon aus den Ausfüh­
rungen des Generalstaatsanwalts erkennen muß, welche 
besonderen Milderungsgründe dieser selbst berück­
sichtigt hat, als er für einen Angeklagten eine sehr 
viel geringere Strafe beantragte als für alle anderen 
Angeklagten, muß der Verteidiger dann noch auf Frei­
spruch dieses Angeklagten plädieren?

Die ungenügende Beteiligung während der Verhand­
lung führt leicht dazu, daß im Plädoyer neue Behaup­
tungen auftauchen, die iii der Verhandlung selbst 
hätten ausgesprochen und geklärt werden können. 
Und es zeugt von geringem Verständnis für den Sinn 
eines Prozesses in unserem demokratischen Staat, 
wenn ein Verteidiger in der Verhandlung, die die 
Frage der Verantwortung in diesem Staat mit Emst 
und Nachdruck stellte, ausführte: „Auf der anderen 
Seite scheint es mir erforderlich, festzustellen: Je
geringer das Gehalt, um so geringer ist die Verant­
wortung.“

Der Anwalt soll auch seine „Fortschrittlichkeit“ nicht 
durch billige „Zeitnähe“ unter Beweis stellen. Was 
hat es für einen Sinn, einen Zeugen, dessen Verneh­
mung das Gericht abgelehnt hat, im Plädoyer nochmals 
wie folgt zu charakterisieren: „Mitglied der Volks­
kammer, die auf Grund der freiesten Wahlen gewählt 
worden ist ...“? Es erscheint auch zum mindesten 
taktlos gegenüber den im Zuhörerraum sitzenden Ar­
beitern, wenn Begriffe der Moral der Arbeiterklasse
— Klassenzugehörigkeit, Klassenbewußtsein — auf 
Angeklagte angewendet werden, deren Schuldlosigkeit 
selbst der Verteidiger nicht behaupten kann.

Schließlich gibt es Fälle — und gerade in den Pro­
zessen erster Instanz vor dem Obersten Gericht wer­
den sie verhältnismäßig häufig sein —, in denen der 
Verteidiger sich von seinem Klienten distanziert. Es 
darf aber nicht jeder Offizialverteidiger dadurch 
äußerlich eine solche Distanzierung vornehmen, daß 
er die Tatsache seiner Beiordnung vorwegschickt, be­
sonders dann nicht, wenn er damit die Unzulänglich­
keit seiner Ausführungen zu verdecken sucht.

Das, woran Kritik geübt worden ist, mag manchem 
als eine Sammlung von Äußerlichkeiten erscheinen. 
Er mag vermissen, daß z. B. noch nichts über das gesagt 
worden ist, was früher in Betrachtungen über die 
Stellung des Strafverteidigers eine große Rolle spielte, 
über die Frage nämlich, wieweit der Verteidiger ent­
gegen seiner Kenntnis von der Schuld des Angeklagten 
dessen Unschuld beteuern und auf Freispruch plä­
dieren darf, eine Frage, bei deren Behandlung man 
bis zu solchen mystischen Formulierungen kam wie: 
„Diese Verbindung von Ethik und Ästhetik, wie sie 
von der Idee der Tragik verkörpert wird, beherrscht 
aber nicht nur den Sachverhalt des Tragischen, son­

dern das gesamte Schauen des Verteidigers.“ 8) (Über 
den Konflikt, wieweit Honorare aus dem Gewinn des 
Verbrechens gezahlt wurden — oder noch werden? —, 
gab es noch keine Diskussion!)

Sicher steht der Verteidiger heute noch oft vor 
Entscheidungen, für die es kein Rezept gibt. Hier 
zeigt es sich, ob er seine Aufgabe richtig zu lösen 
versteht. Auf einem falschen Wege befand sich ein 
Verteidiger, der ausführte: „Oberstes Gesetz für den 
fortschrittlichen Anwalt muß es sein, dem Gericht zu 
helfen, die Wahrheit zu finden. Erst in zweiter Linde 
kann dann der Anwalt daran denken, dem Angeklag­
ten beizustehen...“ Andererseits zeugt es davon, wie 
verantwortungsvoll einer der jüngeren Anwälte mit 
dem Problem ringt, wenn er erklärt: „Man mag heute 
fragen, welchen Sinn überhaupt noch eine Vertretung 
in einem solchen Falle hat, welche Aufgabe damit der 
Verteidiger zu Gunsten des Angeklagten noch über­
nehmen kann. Ich bin der Meinung, es gibt da zahl­
reiche Aufgaben, die hier noch zu erledigen sind. Ich 
muß aus diesem Grunde die Meinung vertreten, daß, 
ohne Rücksicht auf die Schwere eines Vorwurfs, die 
Vertretung durch einen Verteidiger notwendig ist, da 
er eben als Organ der Rechtspflege gezwungen ist, in 
einem bestimmten Rahmen zu handeln. Es ist natür­
lich hier so, daß auch der Verteidiger einem gewissen 
Konflikt der Pflichten unterliegt, nämlich einmal aus­
gehend von seiner Stellung als Organ der Rechtspflege, 
zum anderen aber als vielleicht persönlicher Berater 
des Angeklagten. Trotzdem muß hier ein Weg ge­
funden werden ...“

An Hand dieser Zitate — beide der Praxis ent­
nommen — läßt sich unsere Stellungnahme zu der 
grundsätzlichen Frage nach der Rolle der Verteidigung 
in unserer gegenwärtigen Lage herausarbeiten. Wir 
bejahen die Verteidigung als eines der demokratischen 
Rechte jedes Bürgers. Wir verlangen, daß der Anwalt, der 
eine Verteidigung übernimmt oder übertragen erhält, 
sie in Verantwortung gegenüber dem Angeklagten führt, 
wobei seiner Tätigkeit Grenzen gezogen sind durch 
seine Stellung als Organ der Rechtspflege, durch die 
auch für ihn bestehende Verpflichtung zur Anerken­
nung unserer staatlichen Ordnung. Die Verteidigung 
als Recht des Angeklagten wie als Tätigkeit des Ver­
teidigers ist ein Ausdruck unserer demokratischen 
Gesetzlichkeit.

Die Verschiedenartigkeit des Inhalts und des Ge­
wichts der möglichen Konflikte eines Verteidigers in 
früheren Zeiten und heute ist bedingt durch den 
Wandel des Gegenstands unserer Strafjustiz. Es geht 
— auch bei der Tätigkeit des Verteidigers — nicht 
mehr in erster Linie um den Schutz des Individuums 
gegenüber dem Staat und die Analyse aller seelischen 
Vorgänge, die den Täter zu seiner Tat veranlaßt haben 
könnten (wir denken an den „Fall Kusian“!). Diese 
Momente müssen zurücktreten gegenüber der für 
u n s e r e  Strafjustiz entscheidenden Aufgabe des 
Schutzes unserer Ordnung und der Gesellschaft. Darauf 
hat der Vorsitzende der Zentralen Kommission für 
Staatliche Kontrolle mit Recht hingewiesen, als er 
sagte:

„Die richtige Erkenntnis, daß fast alle krimi­
nellen Verbrechen, die in der Deutschen Demokra­
tischen Republik begangen werden, W a f f e n  im 
Arsenal der imperialistischen Kriegsvorbereiter 
sind, ist uns eigentlich erst in letzter Zeit ge­
kommen.“ s)

Und nun wird mit Recht die Frage gestellt werden: 
Wie sollen wir nun plädieren? Auch zu dieser Frage 
muß etwas Grundsätzliches gesagt werden.

In dem bereits zitierten Aufsatz von Liebler heißt 
es: „Zur Ausübung des Berufes als Rechtsanwalt ge­
hört Zivilcourage. Wer persönlichen Mut nicht aufzu­
bringen in der Lage ist, kann auch nicht Organ der 
Rechtspflege innerhalb der Rechtsanwaltschaft sein“.

Diese Formulierung erinnert an die „Zivilcourage“ 
der Juristen in Glauchau, Meerane und Zwickau, 
g e g e n  unseren Staat aufzutreten. Daß Liebler es so 
nicht meint, ergibt sich aus seinen weiteren Aus­
führungen: „Anwalt innerhalb der Deutschen Demo­
kratischen Republik kann nur der sein, der sich zum

8) A l s b e r g ,  „Philosophie der Verteidigung“, Berlin 1930. 
») Schriftenreihe der DDR Nr. 2, Berlin 1960, S. 57.

53


